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Die Open Grid Europe GmbH hat für die 2. Umlegung 
der Leitung Nr. 001/016/002 in Herne am 20.09.2024 
einen Antrag auf Planfeststellung gemäß §§ 43 ff. Ener-
giewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung mit den §§ 
72 ff. Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordr-
hein-Westfalen (VwVfG NRW) gestellt.
Gegenstand des zur Planfeststellung beantragten 
Plans ist die Umlegung der Gasversorgungsleitung Nr. 
001/016/002, einschließlich aller weiteren zu ihrem Be-
trieb notwendigen technischen Einrichtungen im Ortsteil 
Wanne-Eickel der Stadt Herne. Die Leitung soll in der 
Nennweite DN 300 auf einer Länge von etwa 1.010 m in 
neuer Trasse erdverlegt werden. Die neue Leitungstras-

se verläuft in der Herzogstraße (ca. 280 m), entlang der 
Dorstener Straße (ca. 450 m) und im Chemiewerk der 
Firma Evonik (ca. 280 m). 
Für das Vorhaben einschließlich der damit im Zusam-
menhang stehenden notwendigen Änderungsmaßnahmen 
werden Grundstücke in folgender Gemarkung bean-
sprucht:
Stadt Herne, Gemarkung Wanne-Eickel
Diese Bekanntmachung und die Antragsunterlagen der 
Planfeststellung stehen in der Zeit
vom 30.09.2024 bis zum 29.10.2024 (einschließlich)
auf der Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg unter

https://www.bra.nrw.de/-5321
zur allgemeinen Einsicht zur Verfügung. 
Die nach § 73 Abs. 3 S. 1 VwVfG NRW angeordnete Aus-
legung der Antragsunterlagen der Planfeststellung wird 
gemäß § 43a S. 2 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
durch die oben genannte Veröffentlichung im Internet 
wird bewirkt.
Auf Verlangen eines Beteiligten, das während der Dauer 
der Auslegung an die Bezirksregierung Arnsberg (entwe-
der per E-Mail unter energieleitungen@bra.nrw.de oder 
telefonisch unter 02931/82-3914) zu richten ist, wird 
eine leicht zu erreichende alternative Zugangsmöglich-
keit zur Verfügung gestellt (§ 43a S. 3 EnWG).  
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1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann von Beginn bis spätestens zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungsfrist, dies ist bis 
einschließlich zum 

12. November 2024,
• bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 

Bergbau und Energie in NRW, Dezernat 66, Goe-
benstr. 25, 44135 Dortmund (Terminabsprachen 
für Einwendungen zur Niederschrift unter der Te-
lefonnummer 02931/82-3914 oder per E-Mail an 
torben.dollenkamp@bra.nrw.de) sowie

• bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung, Langekampstraße 36, 44652 
Herne, Raum A 117 (Terminabsprachen für Ein-
wendungen zur Niederschrift unter der Telefon-
nummer 02323/16-3015 oder per E-Mail an 
joerg-peter.rogge@herne.de)

Einwendung gegen den Plan schriftlich oder zur Nie-
derschrift erheben. Sofern eine Einwendung zur Nie-
derschrift erhoben wird, sind die Zutrittsregelungen 
und Terminabsprachen des jeweiligen Dienstgebäu-
des zu beachten. Die Einwendung muss den geltend 
gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Sie sollte den Vor- und Zunamen 
sowie die Anschrift des jeweiligen Einwenders tragen.
Einwendungen werden der Vorhabenträgerin in nicht 
anonymisierter Form weitergeleitet. Die datenschutz-
rechtlichen Hinweise zur Weitergabe der Einwen-
dungen finden Sie auf der Internetseite der Bezirks-
regierung:

https://www.bra.nrw.de/-313
Die Erhebung von Einwendungen in elektronischer 
Form ist als absenderbestätigte DE-Mail an die Adres-
se der Bezirksregierung Arnsberg 

poststelle@bra-nrw.de-mail.de
möglich. Des Weiteren können Einwendungen als 
qualifiziert elektronisch signierte Anlage einer E-Mail 
an die Adresse

poststelle@bra.sec.nrw.de
der Bezirksregierung Arnsberg gesendet werden. Es 
wird auf die Internetseite der Bezirksregierung Arns-
berg 

https://www.bra.nrw.de/-316
verwiesen, die alle benötigten Informationen enthält.
Mit Ablauf der genannten Frist sind alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 
VwVfG NRW). Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist eben-
falls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 und 6 VwVfG 
NRW). Der Einwendungsausschluss beschränkt sich 
nur auf dieses Verwaltungsverfahren.
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht wer-
den (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite deutlich sichtbar ein 
Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertre-
ter der übrigen Unterzeichner zu benennen. Vertre-
ter kann nur eine natürliche Person sein. Andern-
falls können diese Einwendungen unberücksichtigt 
bleiben (§ 17 Abs. 1 und 2 VwVfG NRW). Ferner wird 

die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben inso-
weit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren 
Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich 
angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW).

2. Für das Vorhaben wurde zur Feststellung der UVP-
Pflicht eine standortbezogene Vorprüfung gem. § 7 
Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) als überschlägige Prüfung in zwei Stu-
fen durchgeführt. Die standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls hat in der ersten Stufe ergeben, dass 
keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den 
in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien vorliegen. Demnach besteht keine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung für das Vorhaben.

3. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrich-
tigung der vom Bund oder Land anerkannten Natur-
schutzvereinigungen sowie den sonstigen Vereinigun-
gen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
und nach den in anderen gesetzlichen Vorschriften 
zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangele-
genheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind, 
von der Auslegung dieses Plans (§ 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG NRW).

4. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in 
einem Erörterungstermin erörtert, der mindestens 
eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht wird. 
Diejenigen, die eine fristgerechte Einwendung erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen 
deren Vertreter, werden vor dem Erörterungstermin 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigun-
gen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 
4 VwVfG NRW). Der Erörterungstermin ist nicht öf-
fentlich. Die Vertretung durch einen Bevollmächtig-
ten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten 
der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben 
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. Die Planfeststel-
lungsbehörde behält sich vor den Erörterungstermin 
durch eine Onlinekonsultation gemäß § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-19-Pandemie (Plansicherstellungsgesetz – 
PlanSiG) zu ersetzen. Das Anhörungsverfahren ist 
mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
Ein Erörterungstermin findet nicht statt (§ 43a Nr. 
3 S. 2 EnWG), wenn 
a) Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 

nicht rechtzeitig erhoben worden sind,
b)  die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurück-

genommen worden sind,
c)  ausschließlich Einwendungen erhoben worden 

sind, die auf privatrechtlichen Titeln beruhen, 
oder

d)  alle Einwender auf einen Erörterungstermin ver-
zichten.

5. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-
bung von Einwendungen und Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin bzw. der Onlinekon-
sultation oder Vertreterbestellung entstehende Kos-
ten werden nicht erstattet.
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6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 
der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Anhörungsverfahren 
oder in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

7. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungs-
behörde entschieden. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender 
und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind (§ 74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG NRW).

8. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Ver-
änderungssperre nach § 44a Abs. 1 und 2 EnWG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).

Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW

Im Auftrag
gez. Schweitzer

(780) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 417

C 
Rechtsvorschriften und  
Bekanntmachungen anderer  
Behörden und Dienststellen

 

508.   – Erteilung des Vorbescheids –  
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 21a der 

Neunten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) i. V. m. 
10 Abs. 7, 8 und 9 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) über die Erteilung eines immissions-
schutzrechtlichen Vorbescheides hinsichtlich ein-
zelner Genehmigungsvoraussetzungen im Zusam-
menhang mit der Errichtung und dem Betrieb von 

7 Windkraftanlagen in der Stadt Kreuztal
Kreis Siegen-Wittgenstein Siegen, 28.09.2024
70.1-970.0016/24/1.6.2
Gemäß § 21a der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) in Verbindung mit § 10 Abs. 7, 8 
und 9 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
wird hiermit bekannt gegeben, dass die Firma Grün-
werke GmbH, Höherweg 200 aus 40233 Düsseldorf mit 
Bescheid vom 26.08.2024 der Vorbescheid gemäß § 9 
BImSchG hinsichtlich einzelner Genehmigungsvoraus-
setzungen im Zusammenhang mit der Errichtung und 
dem Betrieb von 7 Windkraftanlagen in der Stadt Kreuztal
WEA 1: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 

Flur: 5, Flurstück: 57,
WEA 2: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 

Flur: 5, Flurstück: 57,
WEA 3: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 

Flur: 5, Flurstück: 45,
WEA 4: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 

Flur: 6, Flurstück: 71,

WEA 5: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 
Flur: 6, Flurstück: 36,

WEA 6: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 
Flur: 6, Flurstück: 36 und 

WEA 7: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholdinghausen, 
Flur: 6, Flurstück: 36 erteilt wurde.

Der feststellende Teil dieses immissionsschutzrechtli-
chen Vorbescheides lautet:
Der Errichtung und dem Betrieb
von sieben Anlagen zur Nutzung von Windenergie 
mit einer Gesamthöhe von je mehr als 50 Metern 
(Nr. 1.6.2 des Anhang 1 der 4. BImSchV) 
Fabrikat: alternativ: Vestas Wind Sys-

tem A/S, Nordex SE, Enercon 
GmbH, Siemens Gamesa

Typ: 7,2 MW elektr. Nennleistung 
oder weniger

Rotor-Durchmesser: 175 Meter oder weniger
Nabenhöhe: 185 Meter oder weniger
Gesamthöhe: 250 Meter oder weniger
im Außenbereich in 57223 Kreuztal 
WEA 1: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 5, Flurstück: 57
WEA 2: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 5, Flurstück: 57
WEA 3: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 5, Flurstück: 45
WEA 4: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 6, Flurstück: 71
WEA 5: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 6, Flurstück: 36
WEA 6: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 6, Flurstück: 36
WEA 7: 57223 Kreuztal, Gemarkung: Burgholding-

hausen, Flur: 6, Flurstück: 36
an den Standorten mit folgenden Koordinaten
Anlagennummer: Koordinaten in 

ETRS89/UTM-32N:
WEA 1 Ost: 430951

Nord: 5652645
WEA 2 Ost: 431270

Nord: 5652848
WEA 3 Ost: 431485

Nord: 5652576
WEA 4 Ost: 431652

Nord: 5652108
WEA 5 Ost: 432100

Nord: 5652216
WEA 6 Ost: 432181

Nord: 5651594
WEA 7 Ost: 432351

Nord: 5652029
stehen auf der Grundlage der eingereichten Unter-
lagen Bedenken grundsätzlicher Art im Umfang der 
zur Prüfung gestellten Genehmigungsvorausset-
zungen nicht entgegen.
Die feststellende Wirkung des Vorbescheides umfasst 
folgende Aspekte:
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1. die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens 
gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB hinsichtlich 
der Fragestellung, ob das Vorhaben den Darstellun-
gen im Flächennutzungsplan der Stadt Kreuztal wi-
derspricht,

2. die Feststellung, dass es sich bei dem Vorhaben um 
ein gemäß § 35 abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegiertes 
Vorhaben handelt,

3. die Prüfung, ob dem Vorhaben Belange der Funkti-
onsfähigkeit militärischer Funkstellen und Radaran-
lagen gem. § 35, Abs. 3 S. 1 Nr. 8 BauGB entgegen-
stehen,

4. die Zulässigkeit des Vorhabens auf luftverkehrstech-
nische Belange,

5. die Stadt Kreuztal hat das gemeindliche Einverneh-
men innerhalb der Frist des § 36 Abs. 2 Satz 2 nicht 
verweigert, sodass dieses gemäß § 36 Abs. 2 BauGB 
per Gesetz als erteilt gilt

unter Ausklammerung der Frage einer ausreichenden 
Erschließung des Vorhabens gemäß § 35 Abs. 1 Satz 1 
BauGB sowie der übrigen öffentlichen Belange des § 35 
Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 bis 7 BauGB in Bezug auf die vor-
genannten Standortkoordinaten.
Hinweise:
1. Dieser Vorbescheid berechtigt nicht zur Errichtung 

der Anlagen oder von Teilen der Anlagen.
2. Die feststellende Wirkung dieses Vorbescheides 

dergestalt, dass dem in den eingereichten Unterla-
gen dargestellten Vorhaben Bedenken grundsätzli-
cher Art nicht entgegenstehen, gilt ausschließlich in 
Bezug auf die Ihrerseits beantragten und auf diese 
beschränkten Genehmigungsvoraussetzungen (pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens gemäß 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB hinsichtlich der Fra-
gestellung, ob das Vorhaben den Darstellungen im 
Flächennutzungsplan der Gemeinde Kreuztal wider-
spricht, die Feststellung, dass es sich bei dem Vorha-
ben um ein gemäß § 35 abs. 1 Nr. 5 BauGB privile-
giertes Vorhaben handelt,  die Prüfung, ob dem Vor-
haben Belange der Funktionsfähigkeit militärischer 
Funkstellen und Radaranlagen gem. § 35, Abs. 3 S. 
1 Nr. 8 BauGB entgegenstehen und die Zulässigkeit 
des Vorhabens auf luftverkehrstechnische Belange 
unter Ausklammerung der Frage einer ausreichenden 
Erschließung des Vorhabens gemäß § 35 Abs. 1 Satz 
1 BauGB sowie der übrigen öffentlichen Belange des 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 bis 7 BauGB, insbesondere 
der immissionsschutzrechtlichen, naturschutzfach-
lichen und bauordnungsrechtlichen Belange, da auf 
der Basis der vorgelegten Antragsunterlagen eine ab-
schließende Prüfung ausschließlich hinsichtlich der 
Auswirkungen der geplanten Anlagen in Bezug auf 
die zur Prüfung gestellten Genehmigungsvorausset-
zungen möglich war.
Dieser Vorbescheid ergeht insoweit unbeschadet der 
behördlichen Entscheidungen, die nicht nach § 13 
BImSchG von diesem Bescheid eingeschlossen wer-
den.
Mit diesem Vorbescheid wird in Bezug auf nicht vom 
Prüfungsumfang erfasste Genehmigungsvorausset-
zungen lediglich festgestellt, dass unter Bezugnahme 
auf die Regelungen der §§ 22 Abs. 1 und 23 Abs. 4 
der 9. BImSchV aufgrund der zurzeit der Genehmi-
gungsbehörde vorliegenden Informationen die Geneh-

migungsvoraussetzungen im Hinblick auf die Errich-
tung und den Betrieb der gesamten Anlage vorliegen. 
Dies bedeutet, dass sich in einem späteren Voll-Ge-
nehmigungsverfahren hinsichtlich solcher Aspekte, 
die nicht mit diesem Vorbescheid als grundsätzlich 
einer Genehmigung nicht entgegenstehend festgestellt 
werden, durchaus ergeben kann, dass zum Zeitpunkt 
der Genehmigungsentscheidung über den Voll-Antrag 
nach BImSchG – u.a. auch durch Rechtsänderung – 
andere als die jetzt festgestellten Aspekte der Erteilung 
einer Genehmigung entgegenstehen können. Insoweit 
gehen alle diesbezüglichen Risiken, die sich aus der 
Begrenzung des Prüfungs- und Feststellungsumfangs 
dieses Vorbescheides durch Sie ergeben und an die 
die diesen Bescheid erlassende Behörde gebunden 
ist, zu Lasten des Antragstellers eines eventuellen 
späteren Voll-Genehmigungsverfahrens.

3. Bei der Erteilung der endgültigen Genehmigung 
gemäß § 4 BImSchG wird die jetzt erhobene Ver-
waltungsgebühr zu 1/10 auf die nach Tarifstelle Nr. 
4.6.1.1 der Allgemeinen Verwaltungsgebührenord-
nung entstehende Gebühr angerechnet.

4. Der Vorbescheid wird unwirksam, wenn nicht inner-
halb von zwei Jahren nach Eintritt der Unanfechtbar-
keit dieses Bescheides die Genehmigung beantragt 
worden ist. Die vorgenannte Frist kann auf Antrag 
bis auf vier Jahre verlängert werden (§ 9 Abs. 2 BIm-
SchG).

Der Vorbescheid vom 26.08.2024 und die Rechtsbehelfs-
belehrung werden hiermit gemäß § 21a der 9. BlmSchV 
i.V.m. § 10 Abs. 7, 8 und 9 BImSchG öffentlich bekannt 
gemacht. 
Eine Ausfertigung des Vorbescheides und seine Begrün-
dung können vom Tage nach der Bekanntmachung an 
zwei Wochen, d. h. in der Zeit ab Montag, den 30.09.2024 
bis einschließlich Montag, den 14.10.2024, bei der 
folgenden Stelle während der Dienstzeit (08.00 Uhr bis 
15.00 Uhr) eingesehen werden: 
beim Kreis Siegen-Wittgenstein, Koblenzer Straße 73, 
57072 Siegen, Raum 105 nach vorheriger telefonischer 
Vereinbarung bei Herrn Matthias Becher, Tel.: 0271 – 
3332064 oder Herrn Dominik Weber, Tel: 0271 – 3332066 
oder Herrn Andreas Jung, Tel.: 0271 – 3332065. 
Der Vorbescheid gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist 
gegenüber Jedermann als zugestellt.
Der Vorbescheid enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid und die Festsetzung der Ge-
bühren kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Klage bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Münster erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben werden. Für die Erhebung der Klage stehen folgen-
de Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Schriftlich:
Die Klage kann schriftlich erhoben werden. Die An-
schrift lautet: Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Müns-
ter. Der Klage soll dieser Bescheid im Original oder in 
Kopie beigefügt werden.
2. Auf elektronischem Weg:
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Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO einge-
reicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedin-
gungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bear-
beitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer 
Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils 
geltenden Fassung. Wird die Klage durch eine Rechtsan-
wältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie 
nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO 
auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtig-
te Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach 
§ 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung 
steht. Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument 
aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 
1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform 
zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Do-
kument nachzureichen.
Die Frist ist nur dann gewahrt, wenn die Klage vor Fris-
tablauf eingeht oder vorgebracht wird. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde des-
sen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.
Gemäß § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) müssen sich die Beteiligten vor dem Oberver-
waltungsgericht durch Prozessbevollmächtigte vertre-
ten lassen. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte und 
Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule eines Mitgliedsstaates der Eu-
ropäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 
besitzen, sowie die ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten 
Personen zugelassen. Darüber hinaus sind die in § 67 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen unter den dort genannten Voraus-
setzungen vor dem Oberverwaltungsgericht als Bevoll-
mächtigte zugelassen.
Hinweise:

• Durch das Zweite Gesetz zum Bürokratieabbau 
in NRW (Bürokratieabbaugesetz II) ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfah-
ren in NRW weitestgehend abgeschafft worden. Zur 
Vermeidung unnötiger Kosten steht es Ihnen frei, 
sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit mir in 
Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer 
Klage ausgeräumt werden. Die Klagefrist von einem 
Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen 
Einigungsversuch jedoch nicht verlängert.

• Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer 
Form und zum elektronischen Rechtsverkehr 
finden Sie auf der Homepage des Oberverwal-
tungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen 
(www.ovg.nrw.de)

• Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 1 der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) in der zurzeit geltenden Fassung 
hat eine Anfechtungsklage gegen die Festsetzung 
der Gebühren keine aufschiebende Wirkung, so 
dass der festgesetzte Betrag auch im Falle der Klage 
innerhalb der angegebenen Frist zu zahlen ist.

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.nrw.de.
Rechtsbehelfsbelehrung für im Genehmigungsver-
fahren nicht beteiligte Dritte
Gegen diesen Bescheid kann gemäß §§ 68, 70 VwGO 
innerhalb eines Monat nach Bekanntgabe Widerspruch 
bei der Kreisverwaltung Siegen-Wittgenstein, Koblenzer 
Straße 73, 57072 Siegen erhoben werden.
Die Frist ist nur dann gewahrt, wenn der Widerspruch 
vor Fristablauf eingeht oder vorgebracht wird. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde des-
sen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.
Kreis Siegen-Wittgenstein 
Der Landrat – 
Amt für Immissionsschutz
und Kreislaufwirtschaft –

Im Auftrag
gez. A. Jung

(1250) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 419

509.   – Erteilung einer Genehmigung –  
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 21a der 

Neunten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes -Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) 
i. V. m. § 10 Abs. 7, 8 und 9 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) über die Erteilung einer 

immissions schutzrechtlichen Genehmigung
Kreis Siegen-Wittgenstein Siegen, 28.09.2024
70.1-970.0015/23/1.6.2
Der Kreis Siegen-Wittgenstein hat der Firma Eurowind 
Energy GmbH, Stahltwiete 21a, 22761 Hamburg, gemäß 
§§ 4, 6, 19 Bundes-Immissionsschutzgesetz die Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb von sieben 
Windkraftanlagen in der Stadt Bad Berleburg an den 
folgenden Standorten erteilt:

Anlagen-
nummer

Standort
Koordinaten in 
ETRS89/UTM

Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

WEA 01 Elsoff 1 78 Ost 463970
Nord 5655596

WEA 02 Elsoff 5 8 Ost 464169
Nord 5655239

WEA 03 Elsoff 5 3 Ost 463787
Nord 5654748

WEA 05 Elsoff 5 77 Ost 464268
Nord 5654320
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Anlagen-
nummer

Standort
Koordinaten in 
ETRS89/UTM

Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

WEA 06 Elsoff 6 4 Ost 463965
Nord 5653866

WEA 07 Elsoff 6 26 Ost 464738
Nord 5654168

WEA 08 Elsoff 5 18 Ost 464409
Nord 5654854

Gemäß § 21a der Neunten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) i. V. 
m. § 10 Abs. 7, 8 und 9 Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) wird die Entscheidung hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.
Die öffentliche Bekanntmachung umfasst den verfü-
genden Teil des Bescheides sowie die Rechtsbehelfsbe-
lehrung.
Der verfügende Teil der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung lautet:
A Entscheidung
Der Firma Eurowind Energy GmbH, Stahltwiete 21a aus 
22761 Hamburg
wird auf Antrag vom 01.09.2023, letztmalig ergänzt am 
25.06.2024 aufgrund von § 6 in Verbindung mit §§ 4 und 
10 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Im-
missionsschutzgesetz – BImSchG –) vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274, berichtigt S. 3753 / FNA-Nr. 2129-8) 
in der zurzeit geltenden Fassung die Genehmigung zur
Errichtung und zum Betrieb
von 7 Anlagen zur Nutzung von Windenergie mit 
einer Gesamthöhe von je mehr als 50 Metern (Nr. 
1.6.2 des Anhang 1 der 4. BImSchV)
im Außenbereich in 57319 Bad Berleburg, 

Anlagenbe-
zeichnung

Gemar-
kung

Flur Flurstück

WEA 01 Elsoff 1 78
WEA 02 Elsoff 5 8
WEA 03 Elsoff 5 3
WEA 05 Elsoff 5 77
WEA 06 Elsoff 6 4
WEA 07 Elsoff 6 26
WEA 08 Elsoff 5 18

in dem nachstehend unter Abschnitt B aufgeführten 
Umfang sowie nach Maßgabe der gemäß Abschnitt C in 
Bezug genommenen Unterlagen und unter den in dem 
folgenden Abschnitt D aufgeführten Auflagen sowie der 
dortigen Befristung und Bedingungen erteilt.
B Umfang der Genehmigung
Die Genehmigung umfasst:
1. die Errichtung von sieben Windkraftanlagen

Fabrikat: Vestas Wind Systems A/S
Typ: Vestas V162 mit maximal 6,2 

MW elektr. Nennleistung 

Rotor-Durchmesser: 162 Meter (3-Blatt-Rotor, pitch-
geregelt)

Gesamthöhe: 250 Meter (169 Meter Naben-
höhe)

im Außenbereich in 57319 Bad Berleburg an den 
Standorten mit folgenden Koordinaten:

Anlagen-
nummer

Standort

Koordinaten in 
ETRS89/UTM

Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

WEA 01 Elsoff 1 78 Ost 463970
Nord 5655596

WEA 02 Elsoff 5 8 Ost 464169
Nord 5655239

WEA 03 Elsoff 5 3 Ost 463787
Nord 5654748

WEA 05 Elsoff 5 77 Ost 464268
Nord 5654320

WEA 06 Elsoff 6 4 Ost 463965
Nord 5653866

WEA 07 Elsoff 6 26 Ost 464738
Nord 5654168

WEA 08 Elsoff 5 18 Ost 464409
Nord 5654854

2. die Herrichtung von Fundamenten, Kranstellflächen, 
Turmzufahrten, Kranbetriebsflächen, interne Verka-
belung im Windpark sowie Montage- und Lagerflächen 
an den vorgenannten Windkraftanlagen zuzüglich 
Anbindungen an vorhandene sowie auszubauende 
Wege in dem in den Antragsunterlagen dargestellten 
Umfang.

3. den Betrieb der errichteten Anlagen in der Zeit von 
00.00 Uhr bis 24.00 Uhr.

Der Bescheid enthält Auflagen, sonstige Nebenbestim-
mungen und Hinweise zur Sicherstellung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Hinblick auf Belange des 
Immissionsschutzes, zum Natur- und Artenschutzrecht, 
zum Forstrecht, zur Bauausführung, zum Brandschutz, 
zur Wasser- und Abfallwirtschaft, zum Bodenschutzrecht, 
zum Luftverkehrsrecht, zu Belangen der Bundeswehr 
und zu Belangen des Arbeitsschutzes.
Eine Ausfertigung der Genehmigung und die Begrün-
dung können vom Tage nach der Bekanntmachung an 
zwei Wochen, d. h. in der Zeit ab 
Montag, den 30.09.2024 bis einschließlich Montag, 

den 14.10.2024
auf der Internetseite des Kreises Siegen-Wittgenstein 
unter
https://www.siegen-wittgenstein.de/Kreisverwaltung/ 
Kontakt/Bekanntmachungen/
eingesehen werden.
Die Genehmigung gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist 
auch gegenüber jedermann als zugestellt.
Die Genehmigung enthält folgende Rechtsbehelfsbe-
lehrung:
Gegen diesen Bescheid und die Festsetzung der Ge-
bühren kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Klage bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Münster erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
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stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben werden. Für die Erhebung der Klage stehen folgen-
de Möglichkeiten zur Verfügung: 
1. Schriftlich: 
Die Klage kann schriftlich erhoben werden. Die An-
schrift lautet: Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Müns-
ter. Der Klage soll dieser Bescheid im Original oder in 
Kopie beigefügt werden. 
2. Auf elektronischem Weg: 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO einge-
reicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedin-
gungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bear-
beitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer 
Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils 
geltenden Fassung. Wird die Klage durch eine Rechtsan-
wältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie 
nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO 
auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtig-
te Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach 
§ 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung 
steht. Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument 
aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 
1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform 
zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Do-
kument nachzureichen.
Die Frist ist nur dann gewahrt, wenn die Klage vor Fris-
tablauf eingeht oder vorgebracht wird.
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde des-
sen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.
Gemäß § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) müssen sich die Beteiligten vor dem Oberver-
waltungsgericht durch Prozessbevollmächtigte vertre-
ten lassen. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte und 
Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule eines Mitgliedsstaates der Eu-
ropäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 
besitzen, sowie die ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten 
Personen zugelassen. Darüber hinaus sind die in § 67 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen unter den dort genannten Voraus-
setzungen vor dem Oberverwaltungsgericht als Bevoll-
mächtigte zugelassen.

Hinweise:
• Durch das Zweite Gesetz zum Bürokratieabbau 

in NRW (Bürokratieabbaugesetz II) ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfah-
ren in NRW weitestgehend abgeschafft worden. Zur 
Vermeidung unnötiger Kosten steht es Ihnen frei, 
sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit mir in 
Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer 
Klage ausgeräumt werden. Die Klagefrist von einem 
Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen 
Einigungsversuch jedoch nicht verlängert.

• Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer 
Form und zum elektronischen Rechtsverkehr 
finden Sie auf der Homepage des Oberverwal-
tungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen 
(www.ovg.nrw.de).

• Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 1 der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) in der zurzeit geltenden Fassung 
hat eine Anfechtungsklage gegen die Festsetzung 
der Gebühren keine aufschiebende Wirkung, so 
dass der festgesetzte Betrag auch im Falle der Klage 
innerhalb der angegebenen Frist zu zahlen ist.

Rechtsbehelfsbelehrung für im Genehmigungsver-
fahren nicht beteiligte Dritte
Gegen diesen Bescheid kann gemäß §§ 68, 70 VwGO in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
bei der Kreisverwaltung Siegen-Wittgenstein, Koblenzer 
Straße 73, 57072 Siegen erhoben werden.
Kreis Siegen-Wittgenstein
Der Landrat
- Amt für Immissionsschutz und Kreislaufwirtschaft –

Im Auftrag
gez. Dominik Weber

(1017) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 421

510.   Ungültigkeitserklärung zweier   
Dienstsiegel

Hochschule Bochum Bochum, 17.09.2024
Im Sachgebiet International Office im Dezernat 4 des Stu-
dierendenservice der Hochschule Bochum ist ein Dienst-
siegel gestohlen worden. Im mittleren Kreis befindet sich 
das Landeswappen, im äußeren Kreis die Beschriftung 
„Hochschule Bochum Der Kanzler“. Das Siegel trägt die 
Zahl 22 über dem Landeswappen.
Im Fachbereich Architektur der Hochschule Bochum ist 
ein Dienstsiegel verloren gegangen. Im mittleren Kreis 
befindet sich das Landeswappen, im äußeren Kreis die 
Beschriftung „Hochschule Bochum Der Dekan Fachbe-
reich Architektur“. Dieses Siegel trägt keine Nummer 
über dem Landeswappen.
Beide Dienstsiegel werden hiermit für ungültig erklärt.
Hinweise, die zum Auffinden der Siegel führen können, 
sowie Anhaltspunkte für eine unbefugte Benutzung 
bitte ich unmittelbar der Hochschule Bochum, Dezer-
nat Finanzen und Organisation, Frau Melanie Hitz (Tel. 
0234/32-10019), Am Hochschulcampus 1, 44801 Bo-
chum, mitzuteilen.

Der Kanzler der Hochschule Bochum
(100) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 423
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511.   Beschluss der Sparkasse Bochum 
Das abhandengekommene, am 23.05.2024 aufgebotene, 
Sparkassenbuch Nr. DE82 4305 0001 0322 0184 41 ist 
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt worden.
Das Sparkassenbuch Nr. DE82 4305 0001 0322 0184 
41 wird für kraftlos erklärt.
H 29/24
Bochum, 09.09.2024

Sparkasse Bochum
Der Vorstand

L.S. gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

512.   Aufgebot der Sparkasse Bochum 
Der Gläubiger des Sparbuches Nr. DE17 4305 0001 
0420 6146 79 hat das Aufgebot beantragt.
Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.
Der jetzige Inhaber des von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparkassenbuches Nr. DE17 4305 0001 
0420 6146 79 wird hiermit aufgefordert, binnen drei 
Monaten, spätestens in dem am 30.12.2024 9.00 Uhr, 
vor dem unterzeichneten Sparkassenvorstand anbe-
raumten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage 
des Sparkassenbuches anzumelden, widrigenfalls die 
Kraftloserklärung des Sparkassenbuches erfolgen wird.
W 49/24
Bochum, 12.09.2024

Sparkasse Bochum
Der Vorstand

L.S.gez. 2 Unterschriften
(90) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

513.   Kraftloserklärung der Sparkasse Geseke 
Das von der Sparkasse Geseke ausgestellte Sparkassen-
buch Nr. 30 087 894 wird hiermit für kraftlos erklärt.
Geseke, 16.09.2024

Sparkasse Geseke
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(38) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

514.   Aufgebot der Sparkasse Geseke 
Der Inhaber des von der Sparkasse Geseke ausgestell-
ten Sparkassenbuches Nr. 30 929 053 wird hiermit 
aufgefordert, binnen 3 Monaten, spätestens bis zum 
11.12.2024, seine Rechte unter Vorlage des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.
Geseke, 11.09.2024

Sparkasse Geseke
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

515.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
420 115 891 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

516.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 176 647 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

517.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
330 138 637 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

518.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 175 797 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

519.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
330 135 112 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
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buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 424

520.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 175 805 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

521.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 160 526 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

522.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 150 964 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

523.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 156 854 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften

(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

524.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 160 500 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

525.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 160 518 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

526.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 135 619 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425

527.   Aufgebot der Sparkasse Hattingen 
Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
320 113 095 hierdurch auf. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb von 
3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Sparkassen-
buches geltend machen. Nach Ablauf dieser Frist wird 
das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.
Hattingen, 16.09.2024

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2024, S. 425
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E 
 
Sonstige Mitteilungen 

 

 Auflösung eines Vereins
Der Verein „Notgemeinschaft Meggen Hilfe am Grabe“ ist 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit Wir-
kung zum 30.09.2024 aufgelöst. Gläubiger werden auf-
gefordert, ihre Ansprüche anzumelden bei:
Karsten Thielmann, Vor der Hermecke 3, 57368 Lenne-
stadt (28)
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